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Das Wichtigste in Kürze

– Der Begriff des Entgelts ist für die gesamte Sozialversicherung einheit-
lich. Er gilt im Beitrags-, Versicherungs- und Leistungsrecht.

– Er entspricht im Wesentlichen dem Begriff des Lohnes im Lohnsteuer-
recht. Allerdings gibt es hiervon Ausnahmen.

– Rechtgrundlagen für den Entgeltbegriff sind sowohl Vorschriften des
Sozialgesetzbuches – Viertes Buch als auch der Sozialversicherungsent-
geltverordnung.

– Die Beitragsbemessungsgrenzen verhindern, dass hohes Entgelt in vollem
Umfang der Beitragsberechnung, aber auch der Leistungsbemessung
unterliegt.

– In der Kranken- und Pflegeversicherung tritt bei Überschreiten der Jah-
resarbeitsentgeltgrenze Versicherungsfreiheit ein.

– Sonderregelungen gibt es im Zusammenhang mit dem Entgelt beispiels-
weise bei der Gleitzonenregelung, dem einmalig gezahlten Arbeitentgelt,
dem Haushaltsscheckverfahren, der Entgeltumwandlung, der betriebli-
chen Altersversorgung, der flexiblen Arbeitszeitregelungen und der
Altersteilzeit.

– Das Sozialversicherungsrecht kennt weitere Bemessungsgrundlagen, wie
beispielsweise die Bezugsgröße.

– Das Entgelt ist sowohl in denMeldungen anzugeben als auch in den Ent-
geltunterlagen zu vermerken.
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I. Bedeutung des Entgeltbegriffes in der Sozialversicherung

Der Entgeltbegriff für die Sozialversicherung ist einheitlich geregelt. Rechts-
grundlage ist § 14 Sozialgesetzbuch – Viertes Buch (SGB IV).

Das SGB IV gilt nach seinem § 1 für die gesetzliche Kranken-, Pflege-,
Unfall- und Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung der
Landwirte sowie für die soziale Pflegeversicherung. Das Gesetz spricht hier
von Versicherungszweigen. Insoweit es um den Entgeltbegriff geht, gelten
die Vorschriften des SGB IVauch im Bereich der Arbeitsförderung (Arbeits-
losenversicherung). Die Bundesagentur für Arbeit gilt im Sinne des SGB IV
als Versicherungsträger der Sozialversicherung.

Dies bedeutet, dass der Entgeltbegriff des § 14 SGB IV im gesamten Sozi-
alversicherungsbereich gilt.

§ 14 SGB IV befindet sich in einem Abschnitt des SGB IV, der mit „Ar-
beitsentgelt und sonstiges Einkommen“ überschrieben ist. Hier geht es um
Arbeitseinkommen, Gesamteinkommen, um die Ermächtigung, Rechtsver-
ordnungen zu erlassen, um die Umrechnung von ausländischem Einkommen
und um die Bezugsgröße.

Ein weiterer Unterabschnitt des SGB IV beschäftigt sich mit Einkommen
beim Zusammentreffen mit Renten wegen Todes.

Der Entgeltbegriff des SGB IV spielt in vielen Sozialversicherungsberei-
chen eine besondere Rolle, nämlich insbesondere

– bei der Berechnung von Leistungen,

– bei der Berechnung von Beiträgen und

– bei der Entscheidung über die Frage, ob Versicherungspflicht vorliegt.

Bei der Leistungsberechnung sind hier nahezu sämtliche Geldleistungen der
Sozialversicherung zu nennen. Dazu gehört das Kranken- und Mutter-
schaftsgeld der Krankenversicherung, das Verletztengeld und die Verletzten-
rente der Unfallversicherung sowie das Übergangsgeld der Unfall- und Ren-
tenversicherung, aber auch die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung.
Auch außerhalb der Sozialversicherung werden zahlreiche Leistungen aus
dem Entgelt berechnet und dabei der Entgeltbegriff der Sozialversicherung
zugrunde gelegt.

Zu denken ist hier beispielsweise an das Soziale Entschädigungsrecht.
Hier gibt es z.B. das Versorgungskrankengeld und das Übergangsgeld. Das
Soziale Entschädigungsrecht ist nicht nur für Kriegsbeschädigte maßgebend,
sondern beispielweise auch für Anspruchsberechtigte nach dem Opferent-
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I. Bedeutung des Entgeltbegriffes in der Sozialversicherung

schädigungsgesetz (OEG). Es handelt sich hier z.B. um Personen, die bei
einer vorsätzlichen Tat durch einen Anderen verletzt wurden.

Bei der Beitragsberechnung ist das sozialversicherungspflichtige Entgelt
die Berechnungsgrundlage.

Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung hängt für Arbeitneh-
mer in der Regel davon ab, dass sie Arbeitsentgelt beziehen. In der Renten-
versicherung besteht hier allerdings eine Ausnahme für Auszubildende.
Diese sind auch ohne Entgeltbezug versicherungspflichtig (vgl. § 1 Satz 1
Nr.1 Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch – SGB VI).

Der Entgeltbegriff hat ferner besondere Bedeutung in Zusammenhang
mit der Jahresarbeitsentgeltgrenze (JAE-Grenze). Es handelt sich hier um
eine Versicherungspflicht-Grenze.

Sie gilt in der Kranken- und in der Pflegeversicherung.

§ 6 Abs.1 Nr.1 Sozialgesetzbuch – Fünftes Buch (SGB V) bestimmt, dass
Arbeiter und Angestellte, deren regelmäßiges JAE die JAE-Grenze über-
steigt, versicherungsfrei sind. Die JAE-Grenze gilt nicht im Bereich der land-
wirtschaftlichen Krankenversicherung (Versicherung der selbständigen
Landwirte, ihrer mitarbeitenden Familienangehörigen und bestimmter Per-
sonenkreise)1.

Die JAE-Grenze gilt auch bei diskontinuierlicher Verteilung der Arbeits-
zeit2. Die Grenze (JAE-Grenze) ist dynamischer Natur. § 6 Abs.1 Nr.1 i. V.
mit § 6 Abs.6, 7 SGB V schreibt seit 1. 1.2003 eine gesonderte Berechnung
vor. Vorher war die JAE-Grenze aus der Beitragsbemessungsgrenze der Ren-
tenversicherung herauszurechnen.

Nach § 6 Abs.6 SGB V betrug die JAE-Grenze im Jahr 200345900 Euro
(monatlich 3825 Euro). Sie ändert sich zum 1.1. eines jeden Jahres in dem
Verhältnis, in dem die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich
beschäftigten Arbeitnehmer im vergangenen Kalenderjahr zur entsprechen-
den Bruttolohn- und -gehaltssumme im vorvergangenen Kalenderjahr steht.
Die veränderten Beträge werden nur für das Kalenderjahr, für das die JAE-
Grenze bestimmt ist, auf das nächsthöhere Vielfache von 450 aufgerundet.
Im Jahre 2018 beläuft sich die JAE-Grenze auf 59400 Euro. Dies entspricht
einem Monatsbetrag von 4950 Euro.

Abweichend von Vorstehendem betrug die JAE-Grenze im Jahre 2003 für
Arbeiter und Angestellte, die 2002 wegen Überschreitens der JAE-Grenze

1 Vgl. Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 5.2.1976 (11 RK 2/75; Die Beiträge 1976
S.254).

2 Abschn. II.5.1 im Gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenverbände der Sozialversiche-
rungsträger vom 7.2.2001 (Die Beiträge 2001 S.317).


